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Zum Überblick der Debatte Schimmelpfennig, Alexander, Eine umweltpolitische

Reform des WTO-Systems?, 2005, 27 ff. und Puth, Sebastian, Der Umweltschutz

im Recht der WTO, 2005.

Siehe dazu Schellnhuber, Hans-Joachim / Rahmstorf, Stefan, Der Klimawandel:

Diagnose, Prognose, Therapie, 2006.

J E T Z T GEH T ' S
U M DIE G A N Z E W E LT
W A R U M E S A N D E R Z E I T I S T, E I N E W E LT U M W E LT O R G A N I S A T I O N Z U S C H A F F E N

Ausgehend von den legendären Umweltgipfeln in Stockholm 1972
und Rio 1992 über die Gründung der World Trade Organisation
(WTO) 1994 sowie die zahl- und konfliktreichen Treffen der G8 und
der WTO-Minister in den vergangenen Jahren bis hin zum Klimare-
port der Vereinten Nationen im vergangenen Jahr ist deutlich gewor-
den: Eine Lösung der scheinbar unversöhnlichen Interessenkonflikte
ist nicht in Sicht. Doch die Zeit drängt. Das hat jetzt sogar die Bun-
desregierung erkannt, deren Chefin sich gerne mit symbolischen
Akten im Sinne des Umweltschutzes schmückt. Dabei mahnen Glo-
balisierungskritikerInnen schon seit langem einen verstärkten Schutz
des ökologischen Gleichgewichts vor den zerstörerischen Konsequen-
zen eines ungehemmten wirtschaftlichen Wachstums an. Doch über
wenige Lippenbekenntnisse hinaus ist das Welthandelsrecht nahezu
"blind" für umweltrechtliche Belange. Zunehmend wird daher die
Frage aufgeworfen, inwieweit die WTO überhaupt geeignet ist, einen
Ausgleich zwischen Freihandel und Umweltschutz zu erreichen. Nach
dem de facto Scheitern der letzten in Doha 2001 gestarteten und im
Juli 2006 unterbrochenen Welthandelsrunde erscheint es mehr als un-
wahrscheinlich, dass in naher Zukunft neue Regelungen im Sinne
eines "Welthandels in grün" gefunden werden. Es bedarf einer ande-
ren - gänzlich neuen - Herangehensweise an dieses immer drängen-
der werdende Problem.

Die WTO war für Umweltschutz nie konstruiert
Altkanzler Helmut Schmidt sagte einmal: "Die Weltwirtschaft ist
unser Schicksal". Diese Vermutung zu widerlegen, fällt zunehmend
schwerer. Aber um mit Willy Brandt einen anderen sozialdemokrati-
schen Bundeskanzler zu zitieren: "Ich warne davor, zu glauben, dass
der Markt die Umwelt alleine in den Griff bekommt." Die aktuelle
Klimaschutzdebatte zeigt, dass kein Weg mehr um klare internatio-
nale Vereinbarungen mit weltwirtschaftlichen Auswirkungen herum-
führt.2 Wie aber soll der mittlerweile ökonomisch zunehmend mess-
bare Umweltschutz mit dem freien Handel WTO-Verträge in Ein-
klang gebracht werden? Schon die Präambel des General Agreement
on Trade and Tarifs (GATT) von 1947 ist lediglich auf die Erhöhung
von Lebensstandard, Einkommen und Produktivität gerichtet - ein
Umweltbezug fehlt darin bis heute. Beeindruckt von den zahlreichen
Umweltschädigungen seit Ende der 60er Jahre und der folgenden

Umweltbewegung wurden erst seit der 1986 gestarteten Uruguay-
Runde verstärkt Umweltschutzaspekte bei der Reform des Welthan-
delsrechts berücksichtigt. So sollte in der unverbindlichen Präambel
des WTO-Vertrags deutlich werden, dass Umweltschutz und nach-

haltige Entwicklung Bestandteile des gemeinsamen Interesses
der WTO-Mitglieder sind, die sie im Rahmen ihrer Handels-
politik berücksichtigen. Wie sie das allerdings machen sollen,
ist bis heute fraglich. Denn tatsächlich gleichgeordnet sind die
Belange des Umweltschutzes dem Freihandel nicht. Besonders

mit Blick auf die Praxis verbleibt der Eindruck, dass Feigenblätter wie
die Präambel mehr notwendige Rücksichtnahme auf internationale
Abkommen, als einen eigenständigen Auftrag zur Angleichung natio-
naler Umweltschutzstandards darstellen.

Das Umweltvölkerrecht steht erst am Anfang
Das internationale Umweltrecht ist ein relativ junger Bereich des Völ-
kerrechts und vollzieht sich weitgehend dezentral im Rahmen von et-
lichen internationalen Umweltschutzverträgen (Multilateral Envi-
ronment Agreements, kurz MEAs). Um den grenzüberschreitenden
Auswirkungen von Umweltzerstörung und globaler Ressourcen-

Es spalten sich die Geister am Thema Welthandel vs. Umwelt-
schutz und Entwicklung. Gerade in den letzten Jahren hat
der Konflikt neue Dimensionen angenommen.1
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mungen und Zielvorgaben entsteht allerdings ein Rangverhältnis zu
kollidierenden Verträgen. Da nur die WTO über ein umfassendes
und auf Grund des wirtschaftlichen Drucks effektives Streitschlich-
tungssystem verfügt, werden Konflikte daher regelmäßig im Sinne
des Grundsatzes "in dubio pro libertate comercii" - im Zweifel für
den freien Handel - gelöst. Zudem wurden viele MEAs nur von
einem Teil der WTO-Mitglieder unterzeichnet und ratifiziert, so dass
Nichtmitglieder oft gegen die Vereinbarkeit einer darauf beruhenden
Maßnahme mit dem WTO-Recht klagen. Die Auslegungsmaßstäbe
der Wiener Vertragsrechtskonvention können dieses Spannungsfeld
in der Regel nicht lösen. Damit bleibt die Frage des tatsächlichen
Rangverhältnisses zwischen MEAs und WTO-Recht weiterhin un-
geklärt. Dementsprechend konnten die bisherigen Streitschlich-
tungsverfahren mit umweltrechtlichem Einschlag auch stets keine
klare Leitlinie für "WTO-gerechte" Umweltschutzmaßnahmen lie-
fern. Tragender Pfeiler des bei solchen Handelsbeschränkungen in
der Regel greifenden GATT und axiomatisches Prinzip der WTO
schlechthin ist der Gedanke der Nichtdiskriminierung. Beschrän-
kungen, Zölle und etwaige Ungleichbehandlungen von Waren aus
anderen Mitgliedstaaten sind grundsätzlich verboten. Die gleichwohl
vorgesehene Rechtfertigungsnormen enthalten mithin eine Reihe
unbestimmter Rechtsbegriffe, die in hohem Maße auslegungsbe-
dürftig und -fähig sind.

Streitschlichtung im Namen des Freihandels
Zwar ist eine allmähliche Einbeziehung von Umweltgesichtspunkten
in der Streitschlichtungsgeschichte von GATT und WTO festzustel-
len. Diese stellen allerdings immer noch sehr begrenzte Ausnahmen
dar. Die Zulässigkeit von Umweltschutzmaßnahmen bleibt weiterhin
an hohe Anforderungen geknüpft. Wurde in verschiedenen Verfahren
der Schutz seltener Arten durch Handelsbarrieren wie etwa für Thun-
fisch mit Delphin- oder Schildkrötenbeifang im konkreten Fall ge-
rechtfertigt, so gibt es nahezu keine allgemeingültige Ausnahme vom
WTO-Recht. Stetig werden Importbeschränkungen für umweltschäd-
liche Güter unter dem Vorwurf des Öko-Protektionismus gekippt. Er-
schwerend kommt hinzu, dass hier auch eine Auseinandersetzung zwi-
schen Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländern entfacht ist.
Um die Folgen ihres ungehemmten Wachstums auf Kosten der Um-
welt zu mindern und gleichzeitig keine Marktanteile zu verlieren, set-
zen die Industrieländer verstärkt auf Effizienzsteigerungen mittels
neuer Technologien. Dies stellt wiederum gerade Entwicklungsländer
vor große Probleme, da ein qualitatives Wachstum im Bereich der Ur-
produktion oft gar nicht machbar ist. Demgegenüber wollen die In-
dustrieländer durch die Mehrkosten bei der Einführung umwelt-
freundlicher Produktionsweisen aber auch keinen Wettbewerbsnach-
teil erlangen. Da die Beschränkung des Freihandels in dieser Situation
der einzig ersichtliche Weg ist, um eigene Umweltstandards zu halten,
stellt das WTO-Recht oft ein massives Hindernis für Umweltschutz-
bestrebungen dar. Dies wiederum schafft den Anreiz bei den Unter-
nehmen, selbst Öko-Dumping zu betreiben, indem sie Umweltkosten
in Länder mit niedrigen Standards externalisieren, um damit einen we-
sentlichen Teil ihrer Produktionskosten zu reduzieren. So senken sie
die Umweltstandards weltweit ab und es entsteht ein race to the bot-
tom, wie es auch bei den Sozial- und Arbeitsregelungen zu beobach-
ten ist. Angesichts dieser wirtschaftlichen Zwangs- und schwierigen
Rechtslage verzichten viele Staaten in vorauseilendem Gehorsam lie-
ber gänzlich auf weitergehende Umweltschutzmaßnahmen.

knappheit entgegenzutreten, waren die Staaten gezwungen, gemein-
same Standards, etwa zum Schutze der Ozonschicht oder der Arten-
vielfalt, zu vereinbaren. Zudem entwickelten sich Prinzipien, wie der
Nachhaltigkeitsgrundsatz, das Ursprungs- und Verursacherprinzip
sowie das Vorsorgeprinzip. Die völkerrechtliche Praxis nimmt zwar
oft Bezug auf das Nachhaltigkeitsprinzip, belässt es aber bislang in
normativ sehr unbestimmten Formen (so genanntes soft law). Auf
ihre tatsächliche Verwirklichung hingegen zielen das Ursprungs- und
das Verursacherprinzip ab. Das Ursprungsprinzip verfolgt die Zielset-
zung, Umweltbelastungen sowohl möglichst frühzeitig nach ihrer
Entstehung als auch in geographischer Hinsicht möglichst nah an
ihrer Quelle zu bekämpfen, wohingegen das Verursacherprinzip
dem/der UrheberIn einer Umweltschädigung die Kosten für die Be-
seitigung auferlegt. Sie stehen damit in einem engen Zusammenhang
mit dem Vorsorgeprinzip. Nach diesem Prinzip soll Risikovermei-
dung gegenüber dem Risikomanagement bevorzugt werden und es
dürfen Schutzmaßnahmen ergriffen werden, bevor wissenschaftliche
Beweise vorliegen, so lange nicht die Ungefährlichkeit bewiesen oder
eine effektivere Maßnahme gefunden worden ist. Doch gerade in die-
ser Frage besteht transatlantische Zerstrittenheit, die damit auch das
WTO-Recht nachhaltig prägt. Denn die USA lehnen das Vorsorge-
prinzip aus verschiedensten Interessen, etwa wegen des Umgangs mit
gentechnisch veränderten Pflanzen oder hormonell behandelten Tie-
ren, ab. Auf Grund dieses Streites liegt die Beweislast, ob ein Produkt
als gefährlich einzustufen ist oder nicht, regelmäßig bei demjenigen,
der eine entsprechende Schutzmaßnahme erlässt.

Umweltabkommen haben oft das Nachsehen
Viele der MEAs sind darauf ausgerichtet, den zwischenstaatlichen
Handel einzuschränken. Die Freihandelsbemühungen der WTO ste-
hen oft im Widerspruch zu ihren Zweckbestimmungen. Zwar exi-
stiert im Völkerrecht keine allgemeine Normenhierarchie zwischen
Verträgen, durch die Fokussierung der WTO auf die eigenen Bestim-
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Anzeige

Keine Reform zum UmWelthandelsrecht
Es ist also nicht verwunderlich, dass das Doha-Verhandlungsmandat
sehr enge inhaltliche Grenzen hatte und die Reformbemühungen
schlussendlich erfolglos blieben. Die verschiedenen Konfliktlinien
ließen eine Mehrheit für Änderungen im Sinne von Umwelt und Ent-
wicklung in weite Ferne rücken. Das Scheitern der Doha-Verhand-
lungen wird nun gar als die bislang "größte Gefahr für das Nach-
kriegs-Handelssystem" bezeichnet, wo sie doch besonders den Aus-
gleich zwischen den reichen Ländern des Nordens und den armen
Ländern des Südens als Grundvoraussetzungen für weitere Harmo-
nisierungen auch im Umweltbereich bezweckten. Es war klar, dass die
WTO auf die neuen Bedürfnisse der Politik reagieren muss, wenn die
Vertragsstaaten auch weiterhin an dessen Bestimmungen gebunden
sein sollen.3 Angesichts der wenig wegweisenden Klimakonferenzen
von Nairobi und Bali braucht es allerdings mittlerweile mehr als eine
Reaktion der WTO auf die bestehenden Realitäten. Die erste Deka-
de des neuen Jahrtausends mit dem 11. September 2001, den schwe-
lenden Krisenherden in Asien und Afrika sowie die Rekordsommer
und Klimakatastrophen der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass eine
grundlegende Reform internationaler Staatlichkeit (insbesondere der
Vereinten Nationen und ihrer Organisationen) äußerst dringend ist.
Es bedarf in Zukunft eines umfassenden Rechtsrahmens, der die na-
tionale Souveränität im Wege demokratischer Legitimationsstränge
verdrängt. Das Welthandelsrecht ist in seiner heutigen Form aber of-
fensichtlich nicht in der Lage, sich in diesem Sinne neben dem Wett-
bewerb auch den drängenden Problemen von Umweltschutz und
Entwicklung anzunehmen.4

Ein Ausweg aus der Krise ist nötig und möglich
Ein wirksamer Schutz globaler Umweltgüter ist nicht ohne die um-
weltschutzpolitische Kooperation der Entwicklungsländer einerseits
und dem Entgegenkommen der Industrieländer andererseits zu errei-
chen. Nicht ganz zu unrecht prangern die Entwicklungsländer einen
so genannten Ökoimperialismus an, der ihnen zwar Umweltstan-
dards aufzwingt, aber einen Ausgleich in Form von Finanzhilfen oder
Technologietransfers auslässt. Sowohl dieser fehlende Ausgleich im
Entwicklungsbereich, als auch die Unterwerfung von Umweltschutz-
interessen unter die des Freihandels disqualifizieren die WTO deshalb
als Schlichtungsrahmen. Es braucht ein Gegenstück. Deshalb ist es
notwendig, einen völkerrechtlichen Überbau für die Stärkung von
Umwelt und Entwicklung zu schaffen. Die Forderung nach einer sol-
chen Weltumweltorganisation (World Environment Organisation,
kurz WEO oder auch UNEO) stand bereits beim Johannesburggip-
fel 2002 zur Debatte und bekam in seiner Folge immer wieder den
Zuspruch prominenter Vertreter.5 Eine Konkretisierung dieser Idee
fand bislang allerdings nur in den Hinterzimmern der Wissenschaft
statt.6 Dabei könnte eine solche WEO als Sonderorganisation der
UN nach den Vorbildern der Weltgesundheitsorganisation und der
Internationalen Arbeitsorganisation und ausgestattet mit einem ei-
genen Streitschlichtungsorgan das Geflecht der zahlreichen MEAs zu-
sammenfassen und zu einer Harmonisierung internationaler Um-
weltstandards beitragen. Aufbauend auf dem bestehenden Umwelt-
programm der Vereinten Nationen UNEP könnte zudem ein um-
weltpolitischer Kapazitätsaufbau gerade in den Entwicklungsländern
gefördert werden.

Die Weltumweltorganisation muss her: Jetzt!
Eine völkerrechtlich bindende Umweltorganisation könnte dazu bei-
tragen, die zu Recht argwöhnisch beobachtete institutionelle Dishar-
monie zwischen liberalisiertem Welthandel und wirksamen Umwelt-
schutz zu beseitigen. Der aktuelle öffentliche Druck auf Grund der
Klimapolitik bietet nun endlich eine Möglichkeit, ein solch wegwei-
sendes Regime mit starken Entscheidungsbefugnissen zu etablieren.
Schließlich könnte eine WEO auch die notwendige Entwicklung glo-
baler Abgabensysteme (wie etwa Kerosinsteuern oder Emissionsrech-
te) zur Durchsetzung umweltvölkerrechtlicher Prinzipien befördern.
Sollte uns der Wandel hin zu einer nachhaltigen Weltwirtschaft nicht
gelingen, wird das Ökosystem Erde über kurz oder lang aus dem
Gleichgewicht geraten und den drohenden Konflikten um Ressour-
cen sowie ökologisch bedingten Fluchtwellen keine Grenzen mehr zu
setzen sein.7 Vor diesem Hintergrund ist zu hoffen, dass die Schaffung
einer WEO, die für eine Angleichung von Standards durch gezielte
Entwicklungspolitik - auch durch einen fairen Welthandel - sorgen
kann, möglichst bald in Angriff genommen wird und nicht länger
bloß Teil ambitionierter Reden eloquenter Staatsoberhäupter bleibt.
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